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mungsmöglichkeiten fortzusetzen, die den Völkern der Gebiete 
ohne Selbstregierung offen stehen; 

 3. ersucht die Hauptabteilung Politische Angelegenhei-
ten und die Hauptabteilung Presse und Information, die Anre-
gungen des Sonderausschusses für den Stand der Verwirkli-
chung der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit 
an koloniale Länder und Völker zu berücksichtigen, wonach sie 
ihre Bemühungen fortsetzen sollen, über alle zur Verfügung 
stehenden Medien, so auch über Veröffentlichungen, Hörfunk 
und Fernsehen sowie über das Internet, Maßnahmen zu ergrei-
fen, mit dem Ziel, der Arbeit der Vereinten Nationen auf dem 
Gebiet der Entkolonialisierung Publizität zu verschaffen, und 
unter anderem 

 a) auch künftig grundlegendes Material über die Frage 
der Selbstbestimmung der Völker der Gebiete ohne Selbstre-
gierung zu sammeln, zusammenzustellen und, insbesondere in 
den Gebieten, zu verbreiten; 

 b) sich bei der Wahrnehmung der genannten Aufgaben 
um die volle Kooperation der Verwaltungsmächte zu bemühen; 

 c) Arbeitsbeziehungen zu den zuständigen regionalen 
und zwischenstaatlichen Organisationen zu unterhalten, insbe-
sondere in der Region des Pazifiks und der Karibik, indem sie 
regelmäßige Konsultationen abhalten und Informationen aus-
tauschen; 

 d) die Mitwirkung nichtstaatlicher Organisationen an der 
Verbreitung von Informationen über die Entkolonialisierung 
anzuregen; 

 e) dem Sonderausschuss über die zur Durchführung die-
ser Resolution ergriffenen Maßnahmen Bericht zu erstatten; 

 4. ersucht alle Staaten, einschließlich der Verwaltungs-
mächte, bei der Verbreitung von Informationen nach Ziffer 2 
auch künftig Kooperationsbereitschaft zu beweisen; 

 5. ersucht den Sonderausschuss, die Durchführung dieser 
Resolution zu verfolgen und der Generalversammlung auf ihrer 
achtundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 57/140 

Verabschiedet auf der 73. Plenarsitzung am 11. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 139 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 19 Enthaltun-
gen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.52 und Add.1, einge-
bracht von: Côte d'Ivoire, Fidschi, Grenada, Kuba, St. Lucia, Südafrika. 

* Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Argentinien, 
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, 
Barbados, Belarus, Belize, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bur-
kina Faso, Chile, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische Re-
publik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, 
Eritrea, Estland, Fidschi, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Gu-
yana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Is-
land, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, 
Kanada, Kap Verde, Katar, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische 

Dschamahirija, Liechtenstein, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Maledi-
ven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei, Mosambik, 
Myanmar, Namibia, Nepal, Neuseeland, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, 
Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Repu-
blik Moldau, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, São Tomé und 
Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Seychellen, Sierra Leone, 
Simbabwe, Singapur, Slowakei, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent 
und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Syrische Arabische 
Republik, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, 
Tunesien, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Uruguay, Vanuatu, Venezuela, Vereinigte Ara-
bische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vietnam, Zypern. 

 Dagegen: Mikronesien (Föderierte Staaten von), Vereinigtes Königreich Groß-
britannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika. 

 Enthaltungen: Albanien, Belgien, Bulgarien, Deutschland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Israel, Italien, Lettland, Litauen, Monaco, Niederlande, Portugal, 
Republik Korea, Rumänien, Slowenien, Türkei, Ungarn. 

57/140. Verwirklichung der Erklärung über die Gewäh-
rung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und 
Völker 

 Die Generalversammlung, 

 nach Prüfung des Berichts des Sonderausschusses für den 
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker153, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 1514 (XV) vom 14. De-
zember 1960 mit der Erklärung über die Gewährung der Unab-
hängigkeit an koloniale Länder und Völker und auf alle ihre 
späteren Resolutionen betreffend die Verwirklichung der Erklä-
rung, zuletzt die Resolution 56/74 vom 10. Dezember 2001, 
sowie auf die einschlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats, 

 eingedenk dessen, dass der Zeitraum 2001-2010 zur Zwei-
ten Internationalen Dekade für die Beseitigung des Kolonialis-
mus erklärt wurde und dass zu prüfen ist, wie die Wünsche der 
Völker der Gebiete ohne Selbstregierung auf der Grundlage der 
Resolution 1514 (XV) und anderer einschlägiger Resolutionen 
über die Entkolonialisierung ermittelt werden können, 

 in Anerkennung dessen, dass die Beseitigung des Kolonia-
lismus eine der Prioritäten der Organisation ist und auch für die 
2001 begonnene Dekade weiterhin zu ihren Prioritäten zählt, 

 erneut erklärend, dass es notwendig ist, Maßnahmen zur 
Beseitigung des Kolonialismus bis zum Jahr 2010 zu ergreifen, 
wie dies in ihrer Resolution 55/146 vom 8. Dezember 2000 ge-
fordert wurde, 

 von neuem ihrer Überzeugung Ausdruck verleihend, dass es 
notwendig ist, den Kolonialismus sowie die Rassendiskriminie-
rung und die Verletzungen der grundlegenden Menschenrechte 
zu beseitigen, 

 mit Genugtuung Kenntnis nehmend von dem, was der Son-
derausschuss im Hinblick auf die wirksame und vollständige 
Verwirklichung der Erklärung und die Durchführung der ande-

                      
153 A/57/23 (Teil I), A/57/23 (Teil II) und Add.1 und A/57/23 (Teil III). Der 
endgültige Wortlaut findet sich in: Offizielles Protokoll der Generalver-
sammlung, Siebenundfünfzigste Tagung, Beilage 23. 
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ren einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen zur 
Entkolonialisierung bereits geleistet hat, 

 betonend, wie wichtig es ist, dass sich die Verwaltungs-
mächte an der Arbeit des Sonderausschusses beteiligen, 

 mit Besorgnis feststellend, dass die Nichtbeteiligung be-
stimmter Verwaltungsmächte die Erfüllung des Mandats und 
die Arbeit des Sonderausschusses beeinträchtigt hat, 

 erfreut darüber, dass einige Verwaltungsmächte mit dem 
Sonderausschuss zusammenarbeiten und sich aktiv an dessen 
Arbeit beteiligen, 

 feststellend, dass sich die anderen Verwaltungsmächte in-
zwischen bereit erklärt haben, mit dem Sonderausschuss infor-
mell zusammenzuarbeiten, 

 Kenntnis nehmend von den Konsultationen und Vereinba-
rungen zwischen den betreffenden Parteien in einigen Gebieten 
ohne Selbstregierung sowie von den Maßnahmen, die der Ge-
neralsekretär im Hinblick auf bestimmte Gebiete ohne Selbst-
regierung getroffen hat, 

 sich dessen bewusst, dass die neuen unabhängigen und die 
kurz vor der Unabhängigkeit stehenden Staaten auf wirtschaft-
lichem und sozialem Gebiet sowie auf anderen Gebieten drin-
gend die Hilfe der Vereinten Nationen und ihres Systems von 
Organisationen benötigen, 

 sowie sich dessen bewusst, dass viele der verbleibenden 
Gebiete ohne Selbstregierung, darunter insbesondere die klei-
nen Inselhoheitsgebiete, auf wirtschaftlichem und sozialem 
Gebiet sowie auf anderen Gebieten dringend die Hilfe der Ver-
einten Nationen und ihres Systems von Organisationen benöti-
gen, 

 insbesondere davon Kenntnis nehmend, dass der Sonder-
ausschuss vom 14. bis 16. Mai 2002 in Nadi (Fidschi) ein Pazi-
fisches Regionalseminar zur Prüfung der Lage in den Gebieten 
ohne Selbstregierung, insbesondere ihrer politischen Fortschrit-
te in Richtung auf die Selbstbestimmung im Jahr 2002 und da-
nach, abgehalten hat154, 

 1. bekräftigt ihre Resolution 1514 (XV) sowie alle ande-
ren Resolutionen und Beschlüsse zur Entkolonialisierung, so 
auch ihre Resolution 55/146, in der sie den Zeitraum 2001-
2010 zur Zweiten Internationalen Dekade für die Beseitigung 
des Kolonialismus erklärt hat, und fordert die Verwaltungs-
mächte gemäß diesen Resolutionen auf, alles Erforderliche zu 
tun, um den Völkern der betreffenden Gebiete ohne Selbstre-
gierung die möglichst baldige uneingeschränkte Wahrnehmung 
ihres Rechts auf Selbstbestimmung, einschließlich Unabhän-
gigkeit, zu ermöglichen; 

 2. stellt abermals fest, dass das Fortbestehen des Kolo-
nialismus in jedweder Erscheinungsform, einschließlich wirt-

                      
154 Siehe A/57/23 (Teil I), Kap. II, Anhang. Der endgültige Wortlaut findet 
sich in: Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste 
Tagung, Beilage 23. 

schaftlicher Ausbeutung, mit der Charta der Vereinten Natio-
nen, der Erklärung über die Gewährung der Unabhängigkeit an 
koloniale Länder und Völker und der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte155 unvereinbar ist; 

 3. bekräftigt ihre Entschlossenheit, auch künftig alles zu 
tun, was für eine vollständige und rasche Beseitigung des Ko-
lonialismus und die gewissenhafte Einhaltung der entspre-
chenden Bestimmungen der Charta, der Erklärung über die 
Gewährung der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völ-
ker und der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch 
alle Staaten erforderlich ist; 

 4. bekräftigt abermals ihre Unterstützung für die Bestre-
bungen der unter Kolonialherrschaft stehenden Völker, ihr 
Recht auf Selbstbestimmung, einschließlich Unabhängigkeit, 
gemäß den einschlägigen Resolutionen der Vereinten Nationen 
zur Entkolonialisierung wahrzunehmen; 

 5. billigt den Bericht des Sonderausschusses für den 
Stand der Verwirklichung der Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an koloniale Länder und Völker über seine 
Tätigkeit im Jahr 2002, mit dem Arbeitsprogramm für 2003156; 

 6. fordert die Verwaltungsmächte auf, in vollem Umfang 
mit dem Sonderausschuss zusammenzuarbeiten, um noch vor 
Ende 2003 ein konstruktives, die Gebiete ohne Selbstregierung 
betreffendes, auf jeden einzelnen Fall zugeschnittenes Arbeits-
programm aufzustellen, um die Durchführung des Mandats des 
Sonderausschusses und der einschlägigen Resolutionen zur 
Entkolonialisierung, namentlich auch der bestimmte Gebiete 
betreffenden Resolutionen, zu erleichtern; 

 7. begrüßt die laufenden Konsultationen zwischen dem 
Sonderausschuss und Neuseeland, der Verwaltungsmacht für 
Tokelau, unter Beteiligung von Vertretern des Volkes von Toke-
lau, mit dem Ziel, das Arbeitsprogramm zur Tokelau-Frage vo-
ranzubringen, und begrüßt außerdem den Bericht der Delegati-
on der Vereinten Nationen, die Tokelau im August 2002 auf 
Einladung Neuseelands und Tokelaus einen Besuch abgestattet 
hat157; 

 8. ersucht den Sonderausschuss, seine Suche nach ge-
eigneten Mitteln zur unverzüglichen und vollständigen Ver-
wirklichung der Erklärung fortzusetzen und in allen Ho-
heitsgebieten, die ihr Recht auf Selbstbestimmung, einschließ-
lich Unabhängigkeit, noch nicht wahrgenommen haben, alle 
von der Generalversammlung im Zusammenhang mit der In-
ternationalen Dekade für die Beseitigung des Kolonialismus 
und der Zweiten Internationalen Dekade gebilligten Maßnah-
men durchzuführen, und dabei insbesondere 

                      
155 Resolution 217 A (III). 
156 Siehe A/57/23 (Teil I), Kap. I, Abschnitt J. Der endgültige Wortlaut fin-
det sich in: Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünf-
zigste Tagung, Beilage 23. 
157 Siehe A/57/23 (Teil II)/Add.1. Der endgültige Wortlaut findet sich in: 
Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste Ta-
gung, Beilage 23. 
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 a) konkrete Vorschläge für die Beendigung des Kolonia-
lismus auszuarbeiten und der Generalversammlung auf ihrer 
achtundfünfzigsten Tagung darüber Bericht zu erstatten; 

 b) die Durchführung der Resolution 1514 (XV) und an-
derer einschlägiger Resolutionen zur Entkolonialisierung durch 
die Mitgliedstaaten auch weiterhin zu prüfen; 

 c) die politische, wirtschaftliche und soziale Lage in den 
Gebieten ohne Selbstregierung auch künftig zu prüfen und der 
Generalversammlung nach Bedarf Schritte zu empfehlen, die 
am besten dazu geeignet sind, die Bevölkerung dieser Gebiete 
in die Lage zu versetzen, ihr Recht auf Selbstbestimmung, ein-
schließlich Unabhängigkeit, im Einklang mit den einschlägigen 
Resolutionen zur Entkolonialisierung, namentlich auch den be-
stimmte Gebiete betreffenden Resolutionen, wahrzunehmen; 

 d) vor Ende 2003 ein konstruktives, die Gebiete ohne 
Selbstregierung betreffendes, auf jeden einzelnen Fall zuge-
schnittenes Arbeitsprogramm aufzustellen, um die Durchfüh-
rung des Mandats des Sonderausschusses und der einschlägi-
gen Resolutionen zur Entkolonialisierung, namentlich auch der 
bestimmte Gebiete betreffenden Resolutionen, zu erleichtern; 

 e) im Einklang mit den einschlägigen Resolutionen zur 
Entkolonialisierung, namentlich auch den bestimmte Gebiete 
betreffenden Resolutionen, auch künftig Besuchsdelegationen 
in die Gebiete ohne Selbstregierung zu entsenden; 

 f) gegebenenfalls Seminare durchzuführen, um Informa-
tionen über die Arbeit des Sonderausschusses einzuholen und 
zu verbreiten und die Teilnahme der Völker der Gebiete ohne 
Selbstregierung an diesen Seminaren zu erleichtern; 

 g) alles Erforderliche zu tun, um sich für die Erreichung 
der Ziele der Erklärung und für die Durchführung der einschlä-
gigen Resolutionen der Vereinten Nationen der weltweiten Un-
terstützung seitens der Regierungen wie auch seitens nationaler 
und internationaler Organisationen zu versichern; 

 h) jedes Jahr die Woche der Solidarität mit den Völkern 
der Gebiete ohne Selbstregierung zu begehen158; 

 9. fordert alle Staaten, insbesondere die Verwaltungs-
mächte, sowie die Sonderorganisationen und anderen Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen auf, innerhalb ihres 
jeweiligen Zuständigkeitsbereichs den Empfehlungen des Son-
derausschusses im Hinblick auf die Verwirklichung der Erklä-
rung und die Durchführung anderer einschlägiger Resolutionen 
der Vereinten Nationen Geltung zu verschaffen; 

 10. fordert die Verwaltungsmächte auf, sicherzustellen, 
dass die Wirtschaftstätigkeit in den ihrer Verwaltung unterste-
henden Gebieten ohne Selbstregierung den Interessen der Völ-
ker dieser Gebiete nicht zuwiderläuft, sondern vielmehr die 
Entwicklung fördert, und fordert sie auf, ihnen bei der Wahr-
nehmung ihres Rechts auf Selbstbestimmung zu helfen; 

                      
158 Siehe Resolution 2911 (XXVII). 

 11. fordert die betreffenden Verwaltungsmächte nach-
drücklich auf, wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die un-
veräußerlichen Rechte der Völker der Gebiete ohne Selbst-
regierung auf ihre natürlichen Ressourcen, namentlich auf 
Grund und Boden, zu sichern und zu garantieren und die Kon-
trolle über die künftige Erschließung dieser Ressourcen her-
zustellen und zu bewahren, und ersucht die Verwaltungsmächte, 
alles Erforderliche zu tun, um die Eigentumsrechte der Völker 
dieser Gebiete zu schützen; 

 12. erklärt erneut, dass die militärischen Aktivitäten und 
Regelungen der Verwaltungsmächte in den ihrer Verwaltung 
unterstehenden Gebieten ohne Selbstregierung den Rechten 
und Interessen der Völker der betreffenden Gebiete, insbeson-
dere ihrem Recht auf Selbstbestimmung einschließlich Unab-
hängigkeit, nicht zuwiderlaufen dürfen, fordert die betreffenden 
Verwaltungsmächte auf, diese Aktivitäten einzustellen und die 
verbleibenden Militärstützpunkte in Befolgung der einschlägi-
gen Resolutionen der Generalversammlung aufzulösen, und 
fordert die Verwaltungsmächte außerdem auf, alternative Exi-
stenzgrundlagen für die Völker in den betreffenden Gebieten zu 
fördern; 

 13. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, den Völkern 
der Gebiete ohne Selbstregierung unmittelbar und durch ihr Tä-
tigwerden in den Sonderorganisationen und anderen Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen moralische und ma-
terielle Hilfe zu gewähren, und ersucht die Verwaltungsmächte, 
Schritte zu unternehmen, um jede erdenkliche Hilfe bilateraler 
und multilateraler Art zur Stärkung der Volkswirtschaften die-
ser Gebiete in Anspruch zu nehmen und wirksam zu nutzen; 

 14. erklärt erneut, dass die Entsendung von Besuchsdele-
gationen der Vereinten Nationen in die Hoheitsgebiete ein 
wirksames Mittel ist, um sich von der Lage in den Gebieten 
sowie von den Wünschen und Bestrebungen ihrer Einwohner 
ein Bild zu machen, und fordert die Verwaltungsmächte auf, 
mit dem Sonderausschuss bei der Wahrnehmung seines Man-
dats auch künftig zusammenzuarbeiten und die Entsendung von 
Besuchsdelegationen in die Hoheitsgebiete zu erleichtern; 

 15. fordert die Verwaltungsmächte auf, soweit sie sich 
noch nicht offiziell an der Arbeit des Sonderausschusses betei-
ligt haben, dies auf seiner Tagung 2003 zu tun; 

 16. ersucht den Generalsekretär, die Sonderorganisationen 
und die anderen Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen, den Gebieten ohne Selbstregierung wirtschaftliche, so-
ziale und sonstige Hilfe zu gewähren und damit gegebenenfalls 
auch fortzufahren, nachdem sie ihr Recht auf Selbstbestim-
mung, einschließlich Unabhängigkeit, wahrgenommen haben; 

 17. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderausschuss al-
le Einrichtungen und Dienste zur Verfügung zu stellen, die für 
die Durchführung dieser Resolution sowie der anderen die Ent-
kolonialisierung betreffenden Resolutionen und Beschlüsse der 
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Generalversammlung und des Sonderausschusses erforderlich 
sind. 

RESOLUTION 57/141 

Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 12. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 132 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 2 Enthal-
tungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/57/L.48/Rev.1 und Add.1, 
eingebracht von: Australien, Barbados, Belgien, Belize, Brasilien, Bulgarien, Dä-
nemark, Deutschland, Dominica, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, 
Fidschi, Finnland, Frankreich, Grenada, Griechenland, Guinea, Honduras, Irland, 
Island, Italien, Jamaika, Kanada, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Marshallinseln, 
Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco, Namibia, Nauru, Neusee-
land, Niederlande, Norwegen, Österreich, Papua-Neuguinea, Polen, Portugal, Ru-
mänien, Russische Föderation, Salomonen, Samoa, Schweden, Senegal, Sierra 
Leone, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, 
Suriname, Tonga, Trinidad und Tobago, Tuvalu, Ukraine, Uruguay, Vanuatu, Verei-
nigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, 
Zypern. 
* Dafür: Ägypten, Algerien, Andorra, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Australi-
en, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belgien, Belize, Bolivien, Brasili-
en, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, De-
mokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Repu-
blik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salva-
dor, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, 
Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, In-
donesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Jugoslawien, Kamerun, 
Kanada, Kasachstan, Katar, Kenia, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemo-
kratische Republik, Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechten-
stein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malaysia, Malediven, Malta, Marokko, 
Mauretanien, Mexiko, Mikronesien (Föderierte Staaten von)., Monaco, Myanmar, 
Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Norwegen, Oman, Österreich, 
Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portu-
gal, Republik Moldau, Ruanda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, 
Sambia, San Marino, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, 
Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, 
St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Thailand, 
Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tunesien, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte 
Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbri-
tannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Türkei. 
 Enthaltungen: Kolumbien, Venezuela. 

57/141. Ozeane und Seerecht 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 49/28 vom 6. Dezem-
ber 1994, 52/26 vom 26. November 1997, 54/33 vom 24. No-
vember 1999, 55/7 vom 30. Oktober 2000, 56/12 vom 28. No-
vember 2001 und andere einschlägige Resolutionen, die nach 
dem Inkrafttreten des Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen ("Seerechtsübereinkommen")159 am 16. November 
1994 verabschiedet wurden, 

                      
159 Siehe The Law of the Sea: Official Texts of the United Nations Conven-
tion on the Law of the Sea of 10 December 1982 und of the Agreement re-
lating to the Implementation of Part XI of the United Nations Convention 
on the Law of the Sea of 10 December 1982 with Index und Excerpts from 
the Final Act of the Third United Nations Conference on the Law of the Sea 
(Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.97.V.10). 

 unter Betonung des universellen und einheitlichen Charak-
ters des Seerechtsübereinkommens und seiner grundlegenden 
Bedeutung für die Wahrung und Festigung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit sowie für die nachhaltige Er-
schließung der Ozeane und Meere, 

 erneut erklärend, dass das Seerechtsübereinkommen den 
rechtlichen Rahmen für die Durchführung aller die Ozeane und 
Meere betreffenden Tätigkeiten vorgibt und von strategischer 
Bedeutung als Grundlage für die nationale, regionale und glo-
bale Tätigkeit und Zusammenarbeit im Meeresbereich ist und 
dass seine Intaktheit gewahrt werden muss, wie dies auch von 
der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Ent-
wicklung in Kapitel 17 der Agenda 21160 anerkannt worden ist, 

 sich dessen bewusst, dass die Probleme des Meeresraums 
eng miteinander verknüpft sind und im Rahmen eines integrier-
ten, interdisziplinären und intersektoralen Ansatzes als ein 
Ganzes behandelt werden müssen, 

 überzeugt von der Notwendigkeit, auf der Grundlage von 
gemäß dem Seerechtsübereinkommen getroffenen Vereinba-
rungen die Koordinierung auf einzelstaatlicher Ebene und die 
Zusammenarbeit und Koordinierung sowohl auf zwischenstaat-
licher als auch auf interinstitutioneller Ebene zu verbessern, da-
mit alle Aspekte der Ozeane und Meere auf integrierte Weise 
behandelt werden, 

 in Anerkennung der wichtigen Rolle der zuständigen inter-
nationalen Organisationen im Zusammenhang mit Meeresange-
legenheiten, der Durchführung des Seerechtsübereinkommens 
und der Förderung einer nachhaltigen Erschließung der Ozeane 
und Meere, 

 unter Begrüßung der Ergebnisse des vom 26. August bis 
4. September 2002 in Johannesburg (Südafrika) abgehaltenen 
Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung161,   

 unter Hinweis auf die wesentliche Rolle der internationalen 
Zusammenarbeit und Koordinierung bei der Förderung der in-
tegrierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung der 
Ozeane und Meere sowie unter Hinweis darauf, dass die inter-
nationale Zusammenarbeit und Koordinierung im bilateralen 
und gegebenenfalls im subregionalen, regionalen, interregiona-
len oder globalen Rahmen die Funktion hat, die von allen Staa-
ten, namentlich den Küstenstaaten, auf nationaler Ebene unter-
nommenen Anstrengungen zur Förderung der Durchführung 
und Befolgung des Seerechtsübereinkommens und der inte-
grierten Bewirtschaftung und nachhaltigen Entwicklung der 
Küsten- und Meeresgebiete zu unterstützen und zu ergänzen, 

                      
160 Report of the United Nations Conference on Environment und Devel-
opment, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992 (Veröffentlichung der Vereinten 
Nationen, Best.-Nr. E.93.I.8 und Korrigenda), Vol. I: Resolutions adopted 
by the Conference, Resolution 1, Anlage II. 
161 Siehe Bericht des Weltgipfels für nachhaltige Entwicklung,  Johan-
nesburg (Südafrika), 26. August-4. September 2002 (auszugsweise 
Übersetzung des Dokuments A/CONF.199/20 vom 10. November 2002), 
Kap. I. 




